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DRINGLICHE ANFRAGE von Käthi Furrer (SP, Dachsen), Emy Lalli (SP, Zürich), Prof. Ka-

tharina Prelicz-Huber (Grüne, Zürich) und Mitunterzeichnende 
 
betreffend Umgang des Kantons mit abgewiesenen Asylsuchenden  
__________________________________________________________________________ 
 
 
Dem «Tages-Anzeiger» vom 27. Juni 2005 entnehmen wir, dass der Kanton Zürich seine  
Asylpraxis verschärft hat, indem er Asylsuchende mit einem Nichteintretensentscheid (NEE) 
aus ihrer Notunterkunft weist bzw. wöchentlich von einer Notunterkunft zur anderen treibt. 
Nach einer Woche bekommen sie Hausverbot und müssen beim Migrationsamt einen neuen 
Nothilfe-Antrag stellen. Dieses Prinzip nennt sich «Dynamisierung», was wir als unpassend 
wenn nicht zynisch erachten. Dabei werden Asylsuchende mit einem NEE auf unwürdige Wei-
se herumgejagt. Da zurzeit fünf Notunterkünfte zur Verfügung stehen, hat eine so herumge-
reichte Person im schlechtesten Fall nach sechs Wochen «die Runde gemacht» und erreicht 
wieder den Ausgangsort. Auch wenn Asylsuchende mit NEE sich nach amtlicher  Abklärung il-
legal in der Schweiz aufhalten, haben sie Anrecht auf eine anständige Behandlung. Die neue 
Praxis im Asylwesen ist menschenunwürdig. Sie erstaunt und befremdet uns aufs Höchste. 
 
 
Wir bitten den Regierungsrat in diesem Zusammenhang um die Beantwortung folgender Fra-
gen: 
 
1. Wie stellt sich der Regierungsrat zur Praxisverschärfung in Hinblick auf die Menschenwür-

de? Lässt sich eine solche Behandlung mit den Grundrechten vereinbaren? 
 

2. Zurzeit sind von der neuen Praxis rund 100 Personen betroffen. Sollen noch mehr Asylsu-
chende in die Praxis eingeschlossen werden? 
 

3. Sind auch Familien mit Kindern und auf sich allein gestellte Minderjährige von dieser Mass-
nahme betroffen? Wenn ja, beurteilt der Regierungsrat die Situation bei diesen Betroffenen 
gleich? 
 

4. Wie steht es mit den 600 Asylsuchenden mit NEE, die nicht mehr in den Asyldurchgangs-
zentren leben, sondern den Gemeinden zugewiesen wurden? Werden sie möglicherweise 
auch «dynamisiert»? Wer entscheidet darüber? 
 

5. Solchermassen behandelte Asylsuchende drohen unterzutauchen, was die Situation ge-
samthaft nicht einfacher macht. Jedenfalls ist die Chance, dass sie untertauchen grösser 
als die, dass sie unser Land verlassen. Was unternimmt der Regierungsrat, dass nicht noch 
mehr Menschen untertauchen? 
 

6. Fachleute beurteilen die neue Massnahme als Zermürbungstaktik, des Weiteren als wenig 
erfolgversprechend und befürchten einen personalintensiven Leerlauf bei der Abwicklung. 
Welche zusätzlichen Kosten entstehen dem Kanton durch die neue Praxis? Braucht es da-
zu zusätzliches Personal? 
 

7. Warum hat der Regierungsrat diese einschneidende Praxisänderung nicht vorgängig öffent-
lich gemacht? 
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